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Junge Generation besondersvon Aidsbetroffen
"Junge Menschen - Schl üssel zur Entwickl ung" lautet
der Titel des Weltbevölkerungsberichts 2003 der Ver-
ei nten Nationen, der diese Woche bei ei ner Presse-
konferenz i m Kooperationsministeri um auch i n Lu-
xemburg vorgestellt wurde. Das Motto wird damit be-
gründet, dass fast die Hälfte der Weltbevölkerung
oder rund drei Milliarden Menschen jünger als 25
Jahre seien, 87 Prozent von i hnen leben i n Entwick-
l ungsländern, allei n 1, 2 Milliarden seien Jugendliche
zwischen zehn und 19 Jahren. I nvestiti onen i n i hre
Gesundheit und Bil dung seien nicht nur für i hre per-
sönliche Entwickl ung wichti g, "sie si nd auch der
Schl üssel zur Bekämpfung der Armut", so der UN-Be-
völkerungsfonds (UNFPA).
Dem Bericht zufol ge bekommen jährlich rund 14 Mil-
li onen Teenager ei n Ki nd; Komplikati onen bei ei ner
Schwangerschaft oder während ei ner Geburt sowie
unsachgemäß durchgeführte Abtrei bungen seien die
Haupttodesursachen für weibliche Jugendliche. Zu-
dem infiziert sich i m Durchschnitt alle 14 Sekunden
ei n Jugendlicher mit Ai ds - fast die Hälfte der Neui n-
fekti onen betrifft Menschen unter 25 Jahren. Dies sei
unter anderem darauf zurückzuführen, dass viele Ju-
gendliche i n der Dritten Welt nicht genügend i nfor-
miert werden. Deshalb seien dri ngend I nvestiti onen
i m Bil dungsbereich notwendi g, denn nach UNFPA-An-
gaben können 57 Milli onen junge Männer und 96 Mil-
li onen junge Frauen nicht schrei ben. Aufklärung tue
Not, so Hedi Jemiai, Vertreter des Fonds für Luxem-
burg, der den Bericht gemeinsam mit Kooperations-
minister Charles Goerens und dem UN-Beauftragten
Alai n Sibenaler vorstellte.

Regierungroutiniert i mAbschieben
Mittlerweile gehört es zur Routi ne der Regierungspo-
litik: Wieder si nd abgewiesene AsylbewerberI nnen
aus Luxemburg nach Montenegro ausgewiesen wor-
den. Am Mittwoch verließen 112 so genanntefrei willi-
ge RückkehrerI nnen das Großherzogtum via Fi ndel,
ei n Großteil davon Familien mit Ki ndern. Die ehemali-
gen jugoslawischen Fl üchtli nge hatten sich zuvor
schriftlich bereit erklärt, i n i hr Herkunftsland zurück-
zureisen. Dabei hatte die l uxemburgische Regierung
i m Sommer zugesagt, die Rückführaktionen schul-
pflichti ger Ki nder möglichst i n den Sommerferien
stattfi nden zu lassen. Sie habe i hr Versprechen damit
gebrochen, kritisierte die Fl üchtli ngsorganisati on Asti.
Bislang gibt es kei ne Stell ungnahme der Regierung.
Justizmi nister Luc Frieden weilte während der Aus-
weisungsaktion i n Bulgarien.

Ehrenbürger Abu-Jamal
Zum Ehrenbürger von Paris hat Bürgermeister Ber-
trand Delanoë den zumTode verurteilten Journalisten
und Bürgerrechtler Mumia Abu-Jamal ernannt. Be-
reits am vergangenen Samstag nahm die Bürger-
rechtleri n Angela Davis für Abu-Jamal die Ehrenme-
daille entgegen, denn Abu-Jamal sel bst darf den To-
destrakt i n Pennsylvania nicht verlassen. I n sei ner
Rede sprach sich Delanoë gegen die "barbarie qui
s' appelle la pei ne de la mort" aus und fügte vor den
etwa 300 geladenen Gästen hi nzu: "Tant qu'il y aura
un endroit sur cette planète où l' on pourra tuer au
nom de la collectivité, nous n' aurons pas fi ni notre
travail."
Mit dem Festakt zählt Paris zu den 20 Städten i n
Frankreich, die wie zahlreiche weitere i n Italien, Däne-
mark und anderen europäischen Ländern mit der Ver-
lei hung der Ehrenbürgerschaft ei n deutliches Si gnal
an die amerikanische Regierung gegen die Todesstra-
fe senden.
Neben Angela Davis waren auch Robert Bryan, Abu-
Jamals Vertei di ger aus San Francisco sowie Pam
Africa, Sprecheri n der Move-Organisation aus Phila-
delphia an die Sei ne gekommen. Sie berichteten von
Abu-Jamals spezifischer Situation sowie von der all-
gemeinen Lage i n den Gefängnissen und Todestrakten
i n den USA.
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woxx: Frau Reuter-Angels-
berg, wie lange wird die
woxx noch über die Grünen
als kleine Oppositionspartei
berichten?
Dagmar Reuter-Angelsberg:

Ichglaube nocheinigeJahre. Ich
hoffenatürlich, dass wir denEin-
zug in die Regierung schaffen,
aber die Chancen stehen nicht
wirklichso.
Auf dem grünen Kongress

vergangene Woche sagte Ca-
mille Gira: "Lieber mit acht
Leuten in der Opposition, als
mitfünfinderRegierung." Wie
passt diese Aussage zu dem
kämpferischen Slogan der
Grünen zum 20. Geburtstag
"den Wechsel vorbereiten"?
Wenn wir es schaffen, mehr

Deputierte ins Parlament zu be-
kommen, haben wir schonetwas
erreicht. Würden wir tatsächlich
acht Sitze gewinnen, wäre das
ein großer Erfolg. Das könnte ei-
neZwischenetappesein, umden
Wechsel vorzubereiten. Wir ha-
ben bereits mehrere Leute in
den Gemeinden, die teilweise
fünf und mehr Jahre in der Ge-
meindepolitikgute Arbeit geleis-
tet haben. Die müssen jetzt nur
noch bekannter werden. Zum
Beispiel die Escher Gemeinde
mit Felix Braz oder die Differdin-
ger mit Jeannot Logelin.
Nun gibt es auf Gemeinde-

ebene ganz unterschiedliche
Koalitionsmodelle: Dasrot-rot-
grüne Bündnis in Esch, das
schwarzgrüne in Sanem, das
grün-blau-schwarze in Differ-
dingen. Was wäre denn Ihre
Lieblingsfarbe als Koalitions-
partner?
Da würde ich mich nicht

festlegen. Auf Gemeindeebene
kommt eseherauf die Menschen
an, mit denen manzusammenar-
beitet. Da gibt es in verschiede-
nenParteienLeute, diesehrgute
Ideenhaben.
Und auf nationaler Ebene,

gibt es dort einen Wunsch-
partner?
Auch da würdeich michnicht

festlegen. Es kommt uns darauf
an, dass wir unser Programmso
gut es geht verwirklichen kön-
nen, und da ist sicher die eine

oder andere Partei kompatibler
mit unseren Ideen. Ich betone
aber noch einmal, dass man
auch aus der Opposition heraus
einiges bewirken kann, wie wir
bewiesenhaben.
Die Medien haben den Kon-

gress zum neuen Wahlpro-
gramm als bemerkenswert
friedlich und einvernehmlich
beschrieben. Wie erklären Sie
sichdas?
Der Kongress war sehr gut

vorbereitet. Ich glaube, es war
daserste Mal, dassalles wirklich
strukturiert war. Die Arbeits-
gruppen, die das Wahlprogramm
vorbereitet haben, hatten sich
sehr oft getroffen und das Wahl-
programm durchgesprochen.
Die moderneTechnik hat zudem
geholfen, dass alle Anwesenden
sofort alles parat hatten. Des-
halbist das sogut über die Büh-
ne gegangen. Mitglieder hatten
zudemnoch genügend Zeit, Ver-
änderungenvorzubringen.
Es gab aber imNachhinein

Stimmen, die sich über den
Mangel an Diskussionszeit be-
klagten.
Das kann ich verstehen, aber

es ist doch auch so, dass alle
die Möglichkeit zur Debatte hat-
ten. Siekonntensicheinbringen,
Veränderungenvorschlagen. Der
Zeitplan für etwaige Einwände
war allenbekannt.
Im neuen Wahlprogramm

hat eseinige nicht unwesentli-
che Veränderungen gegeben.
So wurde, obwohl im Vorent-
wurf und auch imProgramm
von 1999enthalten, die Forde-
rungnacheiner Gesamtschule
gestrichen. Warum?
Wir haben den Begriff der

Ganztagsschulevorgezogen.
Dieist dochnicht mit derGe-

samtschulevergleichbar.
Ja, bei der Ganztagsschuleist

aber mehr Flexibilität. Es gibt El-
tern, dieihre Kinder nicht unbe-
dingt den ganzen Tag in der
Schule lassen wollen. Diese ha-
ben dann auch die Möglichkeit,
ihre Kinder vorzeitignachHause
zuholen.
Die Gesamtschule war eine

der zentralen Forderungen
desscheidenden Déi-Gréng-Ab-

geordnetenRobert Garcia. Die
Idee der Ganztagsschule hin-
gegen findet man selbst bei
derCSV. GibteseinneuesDen-
ken bei den Grünen?
Ich glaube schon, dass das

ein neues Denken der Partei
ist, auf diesen Weg zu gehen.
Wir wollen offener gegenüber
den Wählern und Wählerinnen
bleiben.
Neben der Umwelt galt die

Frauenfrage als urgrüner
Wert. Beim neuen Text fällt
auf, dass die Forderungnach
verbindlichen Frauenquoten
in der Arbeitswelt ebenso we-
nigdrinnen steht wie eine ob-
ligatorische Quotierung der
Wahllisten nach demReißver-
schlussverfahren. Sind diese
Forderungen adacta?
Nein. Unsere Haltung hat sich

da nicht geändert, das ist nur
nicht konkret ausformuliert
worden. Zudemstellen wirjapa-
ritätisch besetzte Listenauf, die
Quotierungist bei uns Realität.
Sie diskutieren seit einigen

Monateneifrigundkontrovers
über die adäquate Platzie-
rung auf den Wahllisten.
Wie werden denn nun die
Frauen bei den Grünenreprä-
sentiert sein?
Über den konkreten Prozess

möchte ich mich nicht äußern,
bevor nicht etwas definitivist.
Der Osten wirdvoraussicht-

lich seine Listen noch in die-
sem Monat präsentieren, da-
nach ist der Süden dran. Un-
klar ist doch besonders die
ListenplatzvergabeimSüden.
Ja, aber das hängt von vielen

Faktorenab.
Siekommenvonderkommu-

nalen Ebene zur nationalen
Politik. Was motiviert Sie,
nach zehn Jahren aktiver Ge-
meindepolitik, zu diesem
Wechsel?
Es ist eine interessante Ar-

beit. Man bekommt neueIdeen,
man kann den Horizont erwei-
tern, nicht zuletzt kann man
auch etwas für die Gemeinde
dort tun.
Haben Sie Themen, die Sie

auf nationaler Ebene beson-
dersvertreten möchten?

Die Kultur beschäftigt undin-
teressiert mich, ebenso wie das
Schuldossier und Jugendpolitik.
Ich werde sicher nicht nur frau-
enspezifisch tätig sein. Aller-
dings: Wenn man von Jugend-
oder Kinderpolitik spricht, dann
spricht man automatisch auch
über Frauenbelange. Man muss
die Situation der Frauen verbes-
sern, um etwas für die Kinder
undJugendlichenzutun.
Die Frage der Prostitution

haben die Grünen lange Zeit
in Richtung berufliche Aner-
kennung diskutiert. Das steht
nun auch imProgramm. Gibt
es nicht in jüngerer Zeit -
auch bei dengrünen Frauen-
einen Trend in die andere
Richtung, hin zum schwedi-
schen Modell?
Ich glaube, es gibt noch kei-

nenKonsensindieser Frage. Mir
hat leid getan, dass wir auf dem
Frauenhandels-Kongressi mSep-
tember das deutsche Modell
nicht ausführlich vorgestellt be-
kommen haben, umvergleichen
zu können. Auch das holländi-
schefehlte. Ich meine, jedes die-
ser Modelle hat etwas Positives.
Man darf auch nicht vergessen,
dassinSchwedendieFrauendie
Männer hinter sich haben. Das
gesamte Parlament hatte dem
Verbot der Prostitution zuge-
sti mmt. Das wäre hierin Luxem-
burg aber eine sehr schwierige
Diskussion.
Hätten Sie die männlichen

Grünen hintersich?
Ja, das denke ich schon. Das

traueichdenenzu.
Auch eine eindeutige Posi-

tionierunghinsichtlichderzu-
nehmenden Militarisierung
weltweit fehlt. Im Programm
Ihrer Partei heißt eszwar, die
Uno soll gestärkt werden, von
aktiver Friedenspolitik ist -
wie noch 1994- jedoch keine
Rede mehr. Eine Solidaritäts-
bekundungin RichtungJosch-
ka Fischers verteidigungspoli-
tischer Vision?
Es kommt noch ein Extra-Pro-

grammzudenEuropawahlen, da
wird das Thema sicherlich de-
taillierter erörtert. Ich glaube,
das Bekenntnis zur Friedenssi-
cherung sti mmt nochi mmer. Es
gibt in dieser Frage aber sicher
noch Diskussionsbedarf.
Die BegriffePatriarchat, Ka-

pitalismus, Neoliberalismus,
allesamt Schlüsselbegriffe ei-
ner linken Analyse, tauchen
ebenfalls so gut wie gar nicht
auf. Sinddie Grünen dabei zu
einer ökologischen DPzu wer-
den, radikalliberal mit Pfeffer-
minzgeschmack, wie es Land-
Journalist Romain Hilgert
zum 20. Geburtstag der Grü-
nenschrieb?
Nein. Wir haben weiterhin

Kräfte in der Partei, die linke
Ideen unterstützen. Außerdem:
Wir habeneine gekürzte Version
des Wahlprogramms im Ver-
gleich zu den Wahlen 1999. Wir
wollten ein lesbares und über-
sichtliches Programm, weil das
viele Leute eher lesen als ein
kleines Buch.

DieFragenstellte
Ines Kurschat.

GRÜNES WAHLPROGRAMM

"Wir wollen offen bleiben"

Dagmar Reuter-Angelsbergüber das Wahlprogramm2004der Grünen. Die 48-jährige Gemeinderätin aus
Sassenheim, seit 1993aktives Mitgliedbei Déi Gréng, will denSprungin die nationale Politikschaffen.
Sie wirdbei denParlamentswahlenfür denSüden kandidieren. (Foto: Christian Mosar)


